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Mit dieser Ausgabe nehmen wir Abschied von Hanna-Renate Lau-
rien, die am 13. März im Alter von 82 Jahren verstorben ist. Sie ist 
untrennbar mit Gegen Vergessen – Für Demokratie e.V. verbun-
den. Seit Gründung unserer Vereinigung bis ins Jahr 2007 war sie 
stellvertretende Vorsitzende. In diesem Amt setzte sie sich inten-
siv für die Würdigung der Opfer des Nationalsozialismus und des 
Kommunismus ein, stets war sie am Schicksal des einzelnen Men-
schen interessiert. Ihr besonderes Engagement galt bis zuletzt der 
Bekämpfung von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus. Unser Vorstandsmitglied Wolfgang Lüder, der sie 
auch schon vor ihrer Zeit bei Gegen Vergessen – Für Demokratie 
e.V. gut kannte, wird uns das Leben und Wirken dieser engagier-
ten, lebensfrohen und tief im christlichen Glauben verwurzelten 
Demokratin noch einmal in Erinnerung rufen. 

Liebe Mitglieder von Gegen Vergessen –  

Für Demokratie, liebe Freundinnen und 

Freunde,

Abschied nehmen mussten wir auch von unserem Ehrenmitglied 
Elisabeth Graul, die schon im Dezember letzten Jahres verstarb. 
Elisabeth Graul hatte sich als junge Frau mutig gegen die DDR-
Diktatur gestellt und dafür einen hohen Preis gezahlt –11 Jahre 
Frauenzuchthaus Hoheneck. Die bitteren Erfahrungen ihrer Haft-
zeit verarbeitete sie literarisch und legte bis zu ihrem Lebensende 
Zeugnis ab vom Unrechtsstaat DDR.

Wie wichtig es ist, auf die Stimmen der Zeitzeugen zu hören, 
solange sie noch das Wort ergreifen können, wurde mir einmal 
mehr am 27. Januar diesen Jahres während der Gedenkstunde 
für die Opfer des Nationalsozialismus im Deutschen Bundestages 
bewusst, als unser polnischer Freund und Projektpartner Prof. Dr. 
Feliks Tych sehr persönlich seine Kindheit und Jugend in Polen 
während der Kriegszeit schilderte. Seine Rede geben wir in dieser 
Ausgabe im Wortlaut wieder.

Schließlich möchte ich mich noch ganz persönlich für die vie-
len Glückwünsche zu meinem Geburtstag im Januar bedanken, 
die mich sehr gefreut und dazu ermutigt haben, auch weiterhin 
gegen Vergessen und für Demokratie die Stimme zu erheben.

Ihr

Joachim Gauck

Unsere diesjährige Mitgliederversammlung findet am Samstag, 
dem 6. November 2010 im Landtag von Baden-Württemberg in 
Stuttgart statt. Alle notwendigen Unterlagen erhalten Sie wie 
gewohnt nach der Sommerpause zusammen mit der Einladung 
zur Mitgliederversammlung.

Auf der Mitgliederversammlung 2009 entstand die Idee, eine 
Tagung zum Thema Demokratieförderung und -erziehung spe-
ziell für Lehrerinnen und Lehrer zu organisieren. Deshalb bitten 
wir alle Pädagoginnen und Pädagogen in unserer Vereinigung, 
die an einem solchen Vorhaben interessiert sind, sich bis zum 30. 
Juni per E-mail an die Geschäftsstelle (info@gegen-vergessen.de) 
zu wenden, damit ein E-mail-Verteiler erstellt werden kann, über 
den Informationen und Einladungen für Lehrerinnen und Lehrer 
verteilt werden können.
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Andreas Lienkamp
 
„Widerstand gegen Rechtsextremismus – eine Christenpflicht“, so 
lautet der Titel eines Arbeitspapiers, mit dem das Berliner Institut 
für christliche Ethik und Politik (ICEP) Klärungen und Argumente zu 
diesem brisanten Thema vorlegt. Die Perspektive der knapp 20 Sei-
ten starken Abhandlung ist dabei die der christlich-theologischen 
Ethik. Geschrieben haben den Text die ICEP-Mitglieder Stefan Kurz-
ke-Maasmeier, Andreas Lienkamp und Andreas Lob-Hüdepohl von 
der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin.
Auslöser für die Stellungnahme war ein viel beachtetes Inter-
view. Armin Jäger, bis vor kurzem Vorsitzender der CDU-Fraktion 
im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern, äußerte im Vorjahr 
gegenüber ZEIT-online, dass der „Kampf gegen Rechtsextremismus 
... eigentlich eine Christenpflicht“ sei. Geprägt von Erfahrungen 
in seinem Bundesland und mit den NPD-Abgeordneten im Land-
tag unterstrich der aus Niedersachsen stammende Jurist erneut die 
Bedrohung, die von der NPD ausgehe. Akzeptanz dürfe es gegen-
über extremistischen Parteien nicht geben. Aber Jäger konstatierte 
auch selbstkritisch, dass das Problembewusstsein „in unseren eige-
nen Reihen noch gefördert werden“ müsse. 

Die Leiterin des Katholischen Büros Schwerin, Schwester Corne-
lia Bührle RSCJ, regte daraufhin an, das Thema „Rechtsextremis-
mus“ auf die Agenda der Frühjahrstagung der Katholischen Büros 
(Bundes- und Länderbüros) in Deutschland zu setzen. Grund-
lage der Beratungen, die vom 23. bis 24. April 2009 in Schwerin 
stattfanden, war das von Schwester Bührle beim ICEP in Auftrag 
gegebene Arbeitspapier, das von den Teilnehmenden durchweg 
positiv aufgenommen wurde. „Rechtsextremismus bestreitet auf 
vielfältige offene und versteckte Weise die fundamentale Gleich-
heit aller Menschen. Da dürfen Christen nicht tatenlos bleiben“, 
so das Fazit von Schwester Bührle bei der abschließenden Pres-
sekonferenz im Schweriner Schloss. Im Rahmen der Tagung fand 
zudem ein thematisch einschlägiger Gesprächsabend mit Landes-
ministern und Staatssekretären sowie ein Empfang bei der Land-
tagspräsidentin Sylvia Bretschneider (SPD) statt, bei dem ihr das 
ICEP-Papier überreicht wurde. 

Knapp einen Monat nach der Veröffentlichung der Studie war das 
Thema „Rechtsextremismus“ am 18. Mai 2009 auch Gegenstand 
der turnusgemäßen Gespräche zwischen der Landesregierung 
von Mecklenburg-Vorpommern unter Beteiligung von Minister-
präsident Erwin Sellering (SPD) und den Erzbischöfen Dr. Werner 

Thissen und Georg Kardinal Sterzinsky sowie weiteren kirchlichen 
Vertretern. An diesem Gespräch nahm auch Schwester Bührle als 
ständige Beauftragte der Erzbischöfe teil.

Die Autoren der ICEP-Studie hatten von ihr den Auftrag erhal-
ten, die keineswegs bloß akademische, sondern drängende und 
eminent praxisrelevante Frage zu untersuchen, ob – und wenn 
ja: warum – Christinnen und Christen im Allgemeinen und christ-
liche Abgeordnete der verschiedenen demokratischen Parteien im 
Besonderen von den Grundlagen ihres Glaubens her nicht nur zur 
Distanzierung von jeglicher Form des Rechtsextremismus, sondern 
auch zum Engagement, ja zum Widerstand gegen ihn verpflichtet 
seien. Grund für die Anfrage beim ICEP war auch, dass bislang in 
der katholischen Kirche und der christlichen Sozialethik kaum spe-
zifische Stellungnahmen zum „Rechtsextremismus“ vorliegen.

Bevor sie sich in ihrer Studie mit diesem Problem näher auseinan-
dersetzen, klären die Verfasser zunächst das schillernde Phänomen 
des Rechtsextremismus, der eine ernste Gefahr für das demokra-
tische Gemeinwesen darstelle. Sodann beschreiben sie seine viel-
fältigen Erscheinungsformen – keineswegs nur, aber vor allem im 
Osten der Republik – und stellen verschiedene Erklärungsansätze 
vor. Gefährlich erscheint den Autoren vor allem die schleichende 
Infiltrierung in den Kommunen, besonders im ländlichen Raum 
Ostdeutschlands. 

Im Zentrum des Textes steht die theologisch-ethische Grundle-
gung einer Kritik des Rechtsextremismus und eines christlichen 
Engagements gegen ihn. Ausgehend vom Prinzip der Funda-
mentalgleichheit aller Menschen lenkt die biblische Option für 
die Armen und Ausgegrenzten den ersten Blick der Christinnen 
und Christen auf die Opfer von Missachtung, Hass, Gewalt und 
Machtmissbrauch. Im Falle des Rechtsextremismus sind dies vor 
allem fremde, verfolgte, leidende, obdachlose oder beeinträch-
tigte Menschen. Ihnen gelte die besondere Zuwendung Gottes. 
Ihnen habe auch die besondere Verantwortung von Christinnen 
und Christen zu gelten, wie das Papier unter dem Leitwort „Kir-
che für andere“ verdeutlicht.

Die biblische Botschaft sowie das Selbstverständnis der Kirchen, 
daran gibt es nach Auffassung der Autoren keinen Zweifel, schlie-
ßen eine Gleichgültigkeit gegenüber oder gar eine – und sei es 

Widerstand gegen Rechtsextremismus – 
eine Christenpflicht
Eine Studie des Berliner Instituts für christliche 
Ethik und Politik
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Widerstand gegen Rechtsextremismus – eine Christenpflicht

noch so schwache – Sympathie mit rechtsextremen Positionen 
kategorisch aus. Mehr noch: „Der Widerstand gegen Rechtsex-
tremismus ist Christenpflicht! Dies gilt nicht nur, aber in spezi-
fischer Weise für diejenigen, die als christliche Abgeordnete bzw. 
Mandatsträgerinnen der verschiedenen demokratischen Parteien 
besondere politische Verantwortung tragen.“

Zwar hat das Zweite Vatikanische Konzil anerkannt, dass es in 
vielen politischen Fragen legitimerweise unterschiedliche Auffas-
sungen geben kann (vgl. Gaudium et spes 43). Es bejaht damit 
das demokratische Konzept politischer Pluralität. Solche legitime 
Vielfalt, so die Verfasser, finde aber dort, und zwar definitiv, ihre 
Grenze, wo politische Auffassungen oder/und Praktiken die Ach-
tung vor der menschlichen Person bzw. die wesentliche Gleichheit 
aller Menschen und die soziale Gerechtigkeit verletzen oder sogar 
ausradieren wollen (vgl. Gaudium et spes 27f).

Alle Menschen, so schließt der ICEP-Text, seien durch einen engen 
sittlichen Zusammenhang verbunden, wie Leo Baeck schon 1914 
pointiert formuliert hatte: „Es gibt jetzt nichts mehr, was nur den 
einzelnen anginge und träfe: kein Unrecht, das gegen ihn bloß 
geübt würde und keine Not, die er ganz für sich zu tragen hätte. 
Jeder Frevel gegen einen ist ein Verbrechen gegen alle Menschen, 
und jedes Bedürfen des einzelnen an alle eine Forderung.“ 

Das Echo auf das ICEP-Arbeitspapier in den Print- und Onlineme-
dien war beachtlich. Unter anderen berichteten die Nachrichten-

Die ICEP-Studie ist im Internet unter:  
http://www.icep-berlin.de/index.php?id=215 erhältlich,  
kann aber auch in gedruckter Form gegen einen  
Selbstkostenpreis von EUR 2,50 (zzgl. Versandkosten) im 
ICEP, Köpenicker Allee 39-57, 10318 Berlin,  
oder per Mail unter info@icep-berlin.de bestellt werden. 

Dr. Andreas Lienkamp ist Professor für Theologische Ethik 
an der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin und 
Gründungsmitglied des zugehörigen Berliner Instituts für 
christliche Ethik und Politik.

agenturen dpa und KNA, ebenso überregionale Medien wie ORF 
und das greenpeace magazin bis hin zu regionalen Tageszei-
tungen wie den Lübecker Nachrichten, der Ostsee-Zeitung und der 
Schweriner Volkszeitung. Jüngst empfahl die Berliner Senatsverwal-
tung die Broschüre den Mitgliedern des „Berliner Beratungsnetz-
werks für Demokratieentwicklung – gegen Rechtsextremismus“.

Hingewiesen sei noch auf zwei kirchliche Dokumente, die in der 
ICEP-Studie nicht erwähnt werden: zum einen auf das kurze 
Gemeinsame Wort zum Rechtsextremismus des Bischofs von Mag-
deburg, des Bischofs der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen, des Kirchenpräsidenten der Evangelischen Landeskirche 
Anhalts und des Landesbischofs der Evangelisch-lutherischen Kirche 
in Braunschweig vom Juni 2007 (http://www.bistum-magdeburg.
de/Detailed/2230.html); und zum anderen auf eine Handreichung 
für Kirchengemeinden zum Umgang mit Rechtsextremismus, Anti-
semitismus und Fremdenfeindlichkeit, die die Evangelische Kirche 
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (EKBO) unter dem Titel 
„Hinsehen – Wahrnehmen – Ansprechen“ Anfang 2008 heraus-
gegeben hat (http://www.ekbo.de/Dateien/EKBO_GegenRechtsex-
tremismus.pdf).

Diese Stellungnahmen zeigen beispielhaft, dass sich in kirchlichen 
Kreisen durchaus so etwas wie Widerstand regt. Wo immer Men-
schen mit Hass, Abwehr oder Gleichgültigkeit begegnet wird, ist 
dem das kreative und prophetisch-kritische Potential des Christen-
tums entgegen zu setzen und damit „Zeugnis zu geben von der 
Hoffnung, die in uns lebt“ (1 Petr 3,15), so eine der Schlussfolge-
rungen der ICEP-Studie, die „alle Menschen guten Willens“ zur 
weiteren Arbeit an dem Thema einlädt.
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